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Der Kampf der Arbeiterklasse um die Demokratisierung der Justiz
Aus der Geschichte der Rechtspflege der DDR
Eine entscheidende Voraussetzung für den sozialistischen 
Klassenstandpunkt ist das Erkennen der Gesetzmäßig­
keiten in der gesellschaftlichen Entwicklung. Das 
schließt mit Notwendigkeit historische Rückschau ein. 
Die Kenntnis der Entwicklung neuer, demokratischer 
Rechtspflegeorgane im Zusammenhang mit der Heraus­
bildung der Deutschen Demokratischen Republik er­
möglicht es, die Aussagen über die historische Mission 
der Arbeiterklasse, die führende Rolle ihrer marxi­
stisch-leninistischen Partei, über die Systemauseinan­
dersetzung zwischen Sozialismus und Imperialismus 
und die Veränderung des internationalen Kräftever­
hältnisses zugunsten des Sozialismus als historische 
Erfahrung konkret und beweiskräftig zu erfassen und 
damit auch für die gegenwärtige und künftige Arbeit 
anwendungsbereiter zu machen ./l/
Die Entwicklung der Rechtspflege nach der Befreiung 
des deutschen Volkes vom Faschismus zeigt deutlich, 
wie sich die deutsche Arbeiterklasse im Kampf um die 
Staatsmacht zugleich auch ihre Justizorgane schuf und 
sie in diesem Kampf um die Macht einsetzte. Die Par­
tei der Arbeiterklasse ging in revolutionärer Weise, 
in Anwendung der marxistisch-leninistischen Staats­
lehre an die „Justizreform“ heran, wobei sie die Zu­
sammenarbeit mit allen progressiven antifaschistischen 
Kräften anstrebte und verwirklichte. Von hervorragen­
der Bedeutung für den Aufbau einer demokratischen 
und sozialistischen Rechtspflege war die tatkräftige 
Unterstützung durch die sowjetischen Klassengenossen. 
Die Organe der Sowjetischen Militäradministration in 
Deutschland (SMAD) hatten entscheidenden Anteil an 
der konsequenten Entnazifizierung der Justiz, und sie 
förderten feinfühlig und aufmerksam die Herausbil­
dung demokratischer Rechtspflegeorgane. Auch auf die­
sem Teilgebiet unserer Entwicklung haben wir dem 
Sowjetvolk für die selbstlose internationalistische Hilfe 
zu danken, die es der deutschen Arbeiterbewegung je­
derzeit erwiesen hat und ständig erweist./2/
Im folgenden soll die Herausbildung der Rechtspflege 
der DDR in einigen ihrer Grundzüge behandelt werden: 
die neuen Kader der Justiz, die Schaffung demokrati-
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scher Rechtsgrundlagen und der hierbei von der Recht­
sprechung selbst zu leistende Beitrag zur Herausbil­
dung demokratischer Rechtsprinzipien, die auf die Ver­
wirklichung einer neuen, den Zielen der Arbeiter­
klasse dienenden demokratischen Gesetzlichkeit gerich­
tet waren.

Entfernung der Nazijuristen und Soforteinsatz von 
Werktätigen als Richter und Staatsanwälte
Als nach dem 8. Mai 1945 der faschistisch-imperialisti­
sche Staatsapparat endgültig zu zerschlagen und eine 
demokratische Staatsmacht und ihre Verwaltung aufzu­
bauen waren, galt dies gleichermaßen für die Justiz. 
Nicht weniger und oft noch stärker als andere Teile 
des alten Staatsapparates waren Richter und Staats­
anwälte Bestandteil des faschistischen Terrorsystems 
geworden./3/ 80 Prozent der Richter und Staatsanwälte 
gehörten — im Jahre 1939 — der Nazipartei und ihren 
Gliederungen an. Alle diejenigen, die sich mit dem 
Faschismus und seinem Justizterror weitgehend identi­
fiziert hatten, durften in einem neuen, demokratischen 
Staat nicht mehr Recht sprechen. Diese Juristen 
waren mit einer demokratischen Neugestaltung der 
Rechtspflege unvereinbar. Deshalb war die Entfernung 
aller aus der Zeit des Faschismus belasteten Richter 
und Staatsanwälte die erste Aufgabe demokratischer 
Neuordnung der Justiz. In Übereinstimmung mit ihren 
völkerrechtlichen Verpflichtungen und als Ausdruck des 
proletarischen Internationalismus setzte sich die SMAD 
dafür ein, daß von Anbeginn an zuverlässige demokra­
tische Kräfte in die Rechtspflege kamen, auch wenn 
ihnen zunächst juristisches Fachwissen fehlte. Solche 
Kräfte waren vor allem in der Arbeiterklasse zu fin­
den.
Entsprechend der Wertschätzung, die Lenin beim Auf­
bau des sozialistischen Staates in der UdSSR dem Ge­
richtswesen und der Staatsanwaltschaft entgegenge­
bracht hatte, ließen die Vertreter der sowjetischen Mi­
litärverwaltung bis hin zu den örtlichen Kommandan­
ten der Errichtung und der Tätigkeit von Justizorga­
nen große Aufmerksamkeit und Unterstützung zuteil 
werden. Die ersten neuen Justizorgane entstanden in 
vielfältigen Formen: als Gemeinde- und Stadtgerichte, 
bei denen Arbeiter und andere Antifaschisten Richter
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